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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. September 1956 

6 — 52000 — 2722/56 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Der Bundesrat hat in seiner 152. Sitzung am 20. Januar 1956 be- 
schlossen, den mit Begründung beigefügten 

Entwurf eines Gesetzes über die Verteilung 
der Lasten aus kriegsbedingter Inanspruchnahme 
von Räumen 

gemäß Artikel 76 Abs. 1 des Grundgesetzes beim Deutschen Bun- 
destag einzubringen. 

Gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes übersende ich den Ent- 
wurf (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Entwurf ist in der 
Anlage 2 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrudcerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20. Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Verteilung der Lasten 
aus kriegsbedingter Inanspruchnahme von Räumen 


Der Bundestag hat die Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Soweit Länder, Kreise oder Gemeinden 
gewerbliche Räume oder Räume in Gebäu- 
den, die nach Gesamtanlage und Zustand 
nicht zu Dauerwohnzwecken bestimmt sind, 
aus kriegsursächlichen, kriegsbedingten oder 
kriegsfolgebedingten Gründen zur Unter- 
bringung von Personen ln Anspruch genom- 
men haben und dafür für die Zeit nach dem 
8. Mai 1945 Entschädigungen auf Grund 
rechtlicher Verpflichtung zu gewahren oder 
seit dem 1. April 1950 gewährt worden 
sind, trägt diese zu 85 v. H. der Bund. 

(2) Die Verpflichtungen des Bundes, die 
sich aus dem Gesetz über Leistungen zur Un- 
terbringung von Deutschen aus der sowje- 
tischen Besatzungszone oder dem sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin (Flüchtlings- 
Notleistungsgesetz) vom 9. März 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 45) und aus dem Ersten 
Gesetz zur Überleitung von Lasten und 


Deckungsmitteln auf den Bund (Erstes 
Überleitungsgesetz) in der Fassung vom 
28. April 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 193) er- 
geben, bleiben unberührt. 

§ 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, für 
die Durchführung dieses Gesetzes mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Rechtsverordnun- 
gen und allgemeine Verwaltungs Vorschriften 
zu erlassen. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 4 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


Die Wohnraumlage nach dem Zusammen- 
bruch des Deutschen Reichs zwang die Be- 
hörden, auch konzessionierte Räume des Be- 
herbergungsgewerbes zur Unterbringung 
von Personen in Anspruch zu nehmen. Dar- 
aus werden Entsdiädigungsansprüche in be- 
trächtlichem Umfange von den Inhabern der 
betroffenen Beherbergungsbetriebe aus den 
verschiedensten Rechtsgründen gegen Län- 
der, Kreise und Gemeinden hergeleitet. Der 
Bundesgerichtshof hat dazu festgestellt, daß 
eine Inanspruchnahme konzessionierter 
Räume des Beherbergungsgewerbes, die sich 
als ein enteignungsgleicher Eingriff darstellt, 
auch Entschädigungspflicht begründet, und 
daß hierfür Länder und Gemeinden als Ge- 
samtschuldner entschädigungspflichtig sind 
(vgl. Urteile vom 1. Juni 1954 — III ZR 
9/53 — und vom 10. Juni 1954 — III ZR 
89/53 — , auszugsweise abgedruckt: NJW 
1954 S. 1361, 1362). 

Die damalige Notlage zwang die Behörden, 
über die vorbenannten Räume hinaus auch 
andere gewerbliche oder nicht zu Dauer- 
wohnzwecken bestimmte Räume zur Unter- 
bringung in Anspruch zu nehmen. Auch da- 
zu mehren sich die Entschädigungsforderun- 
gen. Es ist damit zu rechnen, daß der Bun- 
desgerichtshof die Entschädigungspflicht der 
Länder und Gemeinden auch für diese Tatbe- 
stände im gleichen Umfange anerkennen 
wird. 

In anderen Fällen erfolgte die Inanspruch- 
nahme nicht im Wege hoheitlidien Vor- 
gehens, sondern durch Abschluß entspre- 
chender Verträge. 

Die zur Abgeltung der vorerwähnten An- 
sprüche den Ländern, Kreisen und Gemein- 
den erwachsenen und erwachsenden Lasten 
werden nach der derzeitigen Rechtslage nur 
insoweit — und zwar nur zu einem gewis- 
sen Anteile und teilweise durch Leistung von 
Pauschbeträgen — vom Bund getragen, als 


es sich um die lagermäßige Unterbringung 
von Heimatvertriebenen, Evakuierten, Zu- 
gewanderten aus der sowjetischen Besat- 
zungszone und der Stadt Berlin, von Aus- 
ländern und Staatenlosen und von Heim- 
kehrcren bis zur wohnungsmäßigen Unter- 
bringung am Übernahmeort (§§ 7 bis 13 
des Ersten Gesetzes zur Überleitung von 
Lasten und Deckungsmitteln auf den Bund 
[Erstes Überlcitungsgesetz] in der Fassung 
vom 28. April 1955 — BGBl. I S. 193) 
oder um die Unterbringung von Deutschen 
aus der sowjetischen Besatzungszone oder 
dem sowjetisch besetzten Sektor von Berlin 
auf Grund des Flüchtlings-Notleistungsgeset- 
zes vom 9. März 1953 (BGBl. I S. 45) han- 
delt. 

Die Übernahme darüber hinausgehender, 
von diesen Gesetzen nicht erfaßter Unter- 
bringungslasten lehnt der Bund insbesondere 
mit der Begründung ab, daß es insoweit noch 
an der nach Artikel 1.20 GG erforderlichen 
gesetzlichen Grundlage fehle. 

Auch das von der Bundesregierung verab- 
schiedete Kriegsfolgenschlußgesetz sieht keine 
Regelung der hier in Rede stehenden An- 
sprüche vor, so daß die gesetzliche Regelung 
der Erstattungspflicht des Bundes — u. a. 
nach Artikel 120 GG — hierfür bis auf vor- 
erwähnte Ausnahmen nach der Rechtsauffas- 
sung des Bundes noch offen Ist. 

Die von den Ländern, Kreisen und Gemein- 
den zur Abgeltung der Ansprüche aufzubrin- 
genden Entschädigungen stellen In zuneh- 
mendem Maße eine Belastung dar, die eine 
alsbaldige gesetzliche Regelung erfordert. 

Diese kann nicht in Form einer Änderung 
und Ergänzung des vorbenannten Überlei- 
tungsgesetzes oder des Flüchtlings-Notlei- 
stungsgesetzes geschaffen werden, weil es 
nicht angebracht erscheint, den Kreis der 
Kriegsfolgenhilfe-Empfänger zu erweitern, 
und weil eine Ausweitung des Flüchtlings- 
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Notleistungsgesetzes dem Sinn und Zweck 
dieses Gesetzes widersprechen würde. 

Deshalb bedarf es der Regelung durch ein be- 
sonderes Gesetz. 

Die Beteiligung des Bundes in Höhe von 
85 V. H. der Entschädigungen entspricht der 
Regelung des Ersten Überleitungsgesetzes in 
der Fassung vom 21. August 1951 (BGBl. I 
S. 779). 


Widersprüche zur sogenannten Kommunal- 
klausel im Entwurf des Kriegsfolgenschluß- 
gesetzes, durch die Rechtsverpflichtungen der 
Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände 
ganz oder teilweise ausgeschlossen werden, 
entstehen nicht, da der Bund gemäß § 1 

Abs. 1 nur solche Entschädigungen zu 
85 V. H. zu tragen hat, die auf Grund recht- 
licher Verpflichtungen zu gewähren oder ge- 
währt worden sind. 


Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


I 

1. Das Erste Überleitungsgesetz hat im Rah- 
men der grundgesetzlich vorgeschriebenen 
Überleitung von Lasten und Deckungsmit- 
teln die auf Grund von Artikel 120 GG auf 
den Bund zu übernehmenden inneren 
Kriegsfolgelasten bestimmt. Die Kosten der 
Unterbringung von Kriegsfolgenhilfe-Emp- 
fängern sind hierbei weitgehend berücksich- 
tigt. Der Bund trägt auf Grund der §§ 1 
Abs. 1 Nr. 3, 11 und 21 a des Ersten Über- 
leitungsgesetzes in der Fassung vom 
28. April 1955 (BGBL I S. 193) die Kosten 
der lagermäßigen Unterbringung von Hei- 
matvertriebenen, Evakuierten, Zugewander- 
ten aus der sowjetischen Besatzungszone und 
dem Land Berlin, von Ausländern und Staa- 
tenlosen und von Heimkehrern. An diesem 
Tatbestand ist durch die Pauschalierung die- 
ser Aufwendungen ab 1. April 1955 im 
Grundsatz nichts geändert worden. Außer- 
dem trägt der Bund nach § 38 des Flücht- 
lings-Notleistungsgesetzes vom 9. März 1953 
(BGBl. I S. 45) — abgesehen von einer In- 
teressenquote — die Aufwendungen für die 
Entschädigungen und die Ersatzleistungen 
zur Abgeltung von Leistungen im Rahmen 
dieses Gesetzes zur Unterbringung von So- 
wjetzonenflüchtlingen. Die hiernach dem 
Bund zufallenden und die den Ländern ver- 
bleibenden Lasten sind bei der Bemessung 
des Bundesanteils an der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer zugrunde gelegt worden. 

Der vorliegende Gesetzentwurf will die Er- 
stattungspflicht des Bundes auch auf kriegs- 


und kriegsfolgebedingte Unterbringungs- 
maßnahmen für Personen, die nicht zu den 
vorgenannten Kriegsfolgenhilfe-Empfängern 
gehören (z. B. Bombengeschädigte), sowie 
allgemein auf die Fälle ausdehnen, in denen 
Räume für die behelfsmäßige Unterbrin- 
gung außerhalb eines Lagers und nicht nacE 
dem Flüchtlings-Notleistungsgesetz in An- 
spruch genommen sind. 

2. Der Gesetzentwurf ist durch die Urteile 
des Bundesgerichtshofs vom 1. Juni 1954 — 
III ZR 9/53 (Braunschweig) — und vom 
10. Juni 1954 — ZR 89/53 (Frankfurt 

[Main]) — ausgelöst worden, in denen fol- 
gendes festgestellt worden ist: 

Die Inanspruchnahme gewerblicher Räume 
für die Unterbringung von Flüchtlingen nach 
§ 5 Abs. 1 RLG war nur insoweit zulässig, 
als der Unterkunftgeber in der Benutzung 
der für seine Wohn-, Wirtschafts-, Berufs- 
oder Gewerbebedürfnisse unentbehrlichen 
Räume und Plätze nicht gehindert wurde. 
Wenn die Inanspruchnahme über diesen Rah- 
men hinausging — dies war in der Regel der 
Fall — so haben die Betroffenen Ansprudi 
auf volle Entschädigung aus enteignungsglei- 
chem Eingriff, der nicht durch die Vorsdirif- 
ten des RLG begrenzt ist. Entschädigungs- 
pflichtig sind sowohl die anordnende Ge- 
meinde als auch das Land. 

Da die Entschädigungen für Inanspruchnah- 
men außerhalb des Flüchtlings-Notleistungs- 
gesetzes im allgemeinen bisher nur nach den 
Vorschriften des RLG gewährt worden sind, 
haben die Länder bzw. die Gemeinden jetzt 
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vielfach Nachzahlungen auf die Entschä- 
digungen zu leisten, deren Gesamthöhe noch 
nicht zu übersehen ist, aber von dem Deut- 
schen Hotel- und Gaststättenverband auf 
insgesamt etwa 47,5 Mio DM geschätzt wor- 
den ist. Von dieser Summe entfällt ein in 
seiner Höhe nicht bekannter Teilbetrag auf 
Flüchtlingslager, für die die Kosten bereits 
nach Maßgabe des Ersten Überleitungsgeset- 
zes vom Bund — jetzt in Form eines Pausch- 
betrages — getragen werden. Die verblei- 
bende zusätzliche Belastung der Länder und 
Gemeinden wird 30 Mio DM kaum überstei- 
gen, von denen nach dem Entwurf 85 v. H. 
(= 22,5 Mio DM) auf den Bund abgewälzt 
werden sollen. 


II. 

3. Die Bundesregierung lehnt den Gesetzent- 
wurf aus folgenden Gründen ab: 

a) Gegenstand des Gesetzentwurfs sind die 
Kosten der kriegsbedingten Inanspruch- 
nahme von gewerblichen Räumen für die 
Unterbringung von Personen. Es handelt 
sich um einen Teil der Kosten für die 
vorläufige Unterbringung von Flüchtlin- 
gen und anderen durch den Krieg und 
seine Folgen obdachlos gewordenen Per- 
sonen, deren Übernahme auf den Bund 
bereits durch die Überleitungsgesetze ge- 
regelt ist, und zwar in der Weise, daß der 
Bund die Kosten bis auf die im zweiten 
Absatz der Nr. 1 genannten Fälle über- 
nommen hat und die ihm hieraus er- 
wachsenden Verpflichtungen durch einen 
festen Pauschbetrag abgilt. Änderungen 
in der Höhe der Aufwendungen können 
nur dann zu einer Änderung des Pausch- 
betrages führen, wenn sie auf die poli- 
tische oder wirtschaftliche Entwicklung 
im Bundesgebiet zurückzuführen sind 
und einen erheblichen Umfang annehmen 
(vgl. § 21 a Abs. 7 des Ersten Überlei- 
tungsgesetzes in der Fassung vom 
28. April 1955 — BGBl. I S. 193). 

Durch die unter Nr. 2 erwähnten Ur- 
teile des Bundesgerichtshofs ergeben sich 
höhere Entschädigungen für die Inan- 
spruchnahme der Räume sowohl bei den 
vom Bund pauschal abgegoltenen Lasten 
als auch bei den Lasten, die den Ländern 
verblieben sind (vgl. den zweiten Absatz 
der Nr. 1). Es ist anzunehmen, daß die 
Erhöhung der Entschädigungen überwie- 


gend die vom Bund im Wege der Pau- 
schalierung abgegoltenen Fälle betrifft. 
Dieser Teil der Mehrbelastungen bietet 
auch nach Auffassung des Bundesrates 
keinen Anlaß, von der Revisionsklausel 
des § 21 a Abs. 7 des Ersten Überlei- 
tungsgesetzes Gebrauch zu machen, denn 
in § 1 Abs. 2 des Gesetzentwurfs ist aus- 
drücklich vorgesehen, daß die Verpflich- 
tungen des Bundes, die sich aus dem 
Ersten Überleitungsgesetz ergeben, nicht 
berührt werden. Das gleiche muß dann 
aber auch für die Auswirkungen der Ur- 
teile auf die restlichen, nicht vom Bund 
übernommenen Unterbringungskosten 
gelten. Die Abgeltung der vom Bund zu 
tragenden Kosten der vorläufigen Unter- 
bringung von Flüchtlingen usw. durch 
einen festen Pauschbetrag schließt eine 
Regelung aus, die den Bund zur Erstat- 
tung weiterer Aufwendungen für den 
gleichen Zweck neben dem Pauschbetrag 
verpflichtet. 

b) Eine nachträgliche Änderung der Lasten- 
abgrenzung gemäß Artikel 120 GG — 
wie sie in dem Entwurf vorgesehen ist — 
wird für die zurückliegende Zeit zudem 
schon dadurch ausgeschlossen, daß die bis- 
herige Lastenabgrenzung in den verti- 
kalen Finanzausgleich zwischen Bund und 
Ländern als Rechnungsposten eingegan- 
gen ist. 

Für die Zukunft kann aber die durch die 
Überleitungsgesetze vorgenommene Ab- 
grenzung der nach Artikel 120 GG auf 
den Bund zu übernehmenden Lasten 
nicht mehr geändert werden. Artikel 
120 GG steht in unmittelbarem Zusam- 
menhang mit den Artikeln 106 und 107 
GG alter Fassung. Die Übernahme von 
Lasten nach Artikel 120 GG auf den 
Bund war nur bei gleichzeitiger Anpas- 
sung der Steuerverteilung zwischen Bund 
und Ländern denkbar. Sie setzte somit 
eine veränderliche Steuerverteilung vor- 
aus und mußte daher bis zum Inkrafttre- 
ten der endgültigen Steuerverteilung ge- 
mäß Artikel 107 GG alter Fassung durch- 
geführt werden. Nachdem in der Finanz- 
reform bei der Regelung der finanziellen 
Beziehungen zwischen dem Bund und den 
Ländern im Rahmen des Vierten Über- 
leitungsgesetzes vom 27. April 1955 
(BGBl. I S. 189) von der Übernahme wei- 
terer Lasten auf den Bund im Sinne des 
Artikels 120 GG abgesehen worden ist 
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und durch das Finanzverfassungsgesetz 
vom 23. Dezember 1955 (BGBl. I S. 817) 
die Steuern nunmehr mit Verfassungs- 
kraft endgültig aufgeteilt worden sind, 
ist die Übernahme von Lasten gemäß Ar- 
tikel 120 GG als beendet anzusehen, Je- 
denfalls soweit es sich um Lasten aus Auf- 
gaben handelt, die bereits vor dem In- 
krafttreten des Finanzverfassungsgesetzes 
bekannt waren und in der Gesetzgebung 
nach Artikel 120 GG berücksichtigt wor- 
den sind. Hierzu gehören — wie oben 
dargelegt — die Kosten der vorläufigen 
Unterbringung der Flüchtlinge usw.. 

c) Die nicht unter die Pauschalierung fallen- 
den Mehrbelastungen aus dem Urteil des 
Bundesgerichtshofs führen nicht zu einer 
untragbaren Mehrbelastung für die Län- 
der, zumal es sich im wesentlichen um 
einmalige Kosten handelt. Besondere 
Härten können sich nur für einzelne Ge- 
meinden (z. B. Badeorte) und Kreise er- 
geben. In diesen Fällen ist es jedoch Auf- 
gabe der Länder, ihnen die Aufbringung 
der Lasten im Rahmen des kommunalen 
Finanzausgleichs zu ermöglichen, zumal 
in dem Urteil vom 10. Juni 1954 aus- 
drücklich festgestellt worden ist, daß 
neben den Gemeinden auch die Länder 
gegenüber den Betroffenen entschädi- 
gungspflichtig sind. 

d) Schließlich muß der Gesetzentwurf auch 
unter dem Gesichtspunkt der notwen- 
gen Vereinfachung der Verwaltung und 
Beschränkung der Gesetzgebung abge- 
lehnt werden. Das Gesetz würde keiner- 


lei Auswirkungen auf Dritte haben. Es 
würde sich auf die Verlagerung eines Be- 
trages von etwa 25 bis 30 Mio DM in- 
nerhalb der öffentlichen Verwaltung 
{von den Ländern auf den Bund) be- 
schränken. Allein zu diesem Zweck soll 
nicht nur ein besonderes Bundesgesetz 
erlassen werden, sondern mit seiner 
Durchführung eine weitere Komplizie- 
rung und Ausweitung der Verwaltungs- 
arbeit in Kauf genommen werden, ohne 
daß gesamtwirtsdiaftlich irgendeine Nutz- 
wirkung eintritt. In § 2 des Entwurfs ist 
bereits vorgesehen, daß die Bundesregie- 
rung mit Zustimmung des Bundesrates 
Rechtsverordnungen und allgemeine Ver- 
waltungsvorschriften erlassen soll. Die 
Schwierigkeiten, die sich aus der Abgren- 
zung der Bundesverpflichtungen nach 
dem Gesetz und bei der Festsetzung einer 
angemessenen Entschädigung in den Ein- 
zelfällen ergeben würden, würden dazu 
führen, daß bei Bund, Ländern und Ge- 
meinden durch die Übernahme der 
Lasten auf den Bund ein erheblicher, 
völlig nutzloser Verwaltungsmehrauf- 
wand entstehen würde, der gegenüber 
dem Steuerzahler nicht verantwortet 
werden könnte, zumal dieErstat -^g von 
85 V. H. der den Ländern und Gemein- 
den erwachsenden Aufwendungen durch 
den Bund die sparsame Bewirtschaftung 
der in Frage stehenden öffentlichen Mit- 
tel ebenso beeinträchtigen würde wie bei 
der Kriegsfolgenhilfe vor der Pauscha- 
lierung der Bundesleistungen. 
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